
Gemeinde Magstadt 
 

Bebauungsplan mit Satzung über Örtliche Bauvorschriften  
"Straßenmeisterei mit Rettungswache" 
 
Frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB  
 

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 24.01.2019 
und der Frist von einem Monat gemäß § 4 Abs. 1 BauGB um Stellungnahme gebeten.  
 
Über die Stellungnahmen der Behörden wird im Folgenden berichtet: 
 

 

Behörden 
u. sonstige 
Träger öf-
fentlicher 
Belange 

Schrei-
ben vom 

Stellungnahme 
Abwägungsvorschlag 
der Verwaltung 

1 Stuttgart 
Airport 

25.01.19 1. Bauschutzbereich 

Das Bebauungsplangebiet liegt nicht im Bau-
schutzbereich nach § 12 LuftVG des Flugha-
fens Stuttgart. Von Seiten der Flughafen Stutt-
gart GmbH bestehen insofern gegen die fest-
gelegten Bauhöhen keine Bedenken. 

 

Kenntnisnahme. 

 

   2. Lärmschutz 

Das Bebauungsplangebiet liegt außerhalb des 
Lärmschutzbereiches für den Flughafen Stutt-
gart. Es ist dennoch mit Überflügen von am 
Flughafen Stuttgart startenden oder landenden 
Flugzeugen zu rechnen. Wir regen an, einen 
entsprechenden Hinweis in die textlichen Fest-
setzungen des Bebauungsplans aufzunehmen. 

 

Berücksichtigung. 
Ein entsprechender Hin-
weis wurde im Textteil 
des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

2 Bundes-
wehr 

28.01.19 Keine Einwände. 

 

Kenntnisnahme. 

 

3 Eisenbahn 
Bundes-
amt 

28.01.19 Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes wer-
den von der Planung berührt. Bei Beachtung 
der nachfolgenden Nebenbestimmungen be-
stehen keine Bedenken: 

Ich weise darauf hin, dass Flächen einer Ei-
senbahn des Bundes nicht überplant werden-
dürfen. Um solche Flächen handelt es sich, 
wenn 

- das planfestgestellte Vorhaben verwirklicht 
worden ist, 

-die Grundstücke für Bahnbetriebszwecke tat-
sächlich in Dienst genommen worden sind. 

Aus diesem Grund sind diese Flächen auf-
grund des Fachplanungsprivilegs aus § 18 
AEG i.V.m. § 38 BauGB der kommunalen Pla-
nungshoheit entzogen, solange sie nicht ge-
mäß § 23 AEG von Bahnbetriebszwecken frei-
gestellt worden sind. 

Kenntnisnahme. 
Durch die Aufstellung 
des Bebauungsplanes 
„Straßenmeisterei mit 
Rettungswache“ sind 
keine Bahnflächen be-
troffen. 
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Weiterhin dürfen keine Bahnanlagen geändert 
werden. Aus den mitgelieferten Unterlagen ist 
nicht ersichtlich, ob es zu irgendwelchen Ände-
rungen kommt. Ergibt sich im Zusammenhang 
mit einem Bebauungsplan die Notwendigkeit 
der Änderung einer Betriebsanlage (z.B. die 
Versetzung eines Oberleitungsmastens) sind 
diese Änderungen nur im Rahmen eines Plan-
rechtsverfahrens nach § 18 AEG zulässig. 
Wenn an den Bahnanlagen nichts geändert 
wird, bestehen keine Bedenken, die Flächen 
sind nachrichtlich darzustellen im B-Plan. 

   Bitte beachten Sie, dass das Eisenbahn-Bun-
desamt nicht die Vereinbarkeit aus Sicht der 
Betreiber der Eisenbahnbetriebsanlagen und 
der Bahnstromfernleitungen (Deutsche Bahn 
AG, DB Immobilien, Region Südwest, Bahnhof-
straße 5, 76137 Karlsruhe) prüft. Die Betreiber 
dieser Anlagen sind möglicher Weise betrof-
fen. Daher werden die gebotenen Beteiligun-
gen empfohlen, sofern sie nicht bereits stattfin-
den.  

Kenntnisnahme. 

 

4 Hand-
werkskam-
mer Re-
gion Stutt-
gart 

28.01.19 Keine Bedenken und Anregungen. Kenntnisnahme. 

 

5 DB Ener-
gie GmbH 

29.01.19 Das Aufgabengebiet der DB Energie wird durch 
den o.g. Bebauungsplan nicht berührt.  

 

Kenntnisnahme. 

 

6 Grafenau 04.02.19 Keine Bedenken und Anregungen. Kenntnisnahme. 

 

7 Amprion 
GmbH 

11.02.19 Im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen 
keine Höchstspannungsleitungen unseres Un-
ternehmens. Planungen von Höchstspan-
nungsleitungen für diesen Bereich liegen aus 
heutiger Sicht nicht vor. Wir gehen davon aus, 
dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitun-
gen die zuständigen Unternehmen beteiligt ha-
ben.  

Kenntnisnahme. 

Weitere Leitungsträger 
wurden im Rahmen der 
frühzeitigen Behörden-
beteiligung angeschrie-
ben. 

8 Netze BW 11.02.19 Stellungnahme für die Sparte Strom: 

Im Wirtschaftsweg 2214/1 verläuft ein 20-kV-
Kabel. Die elektrische Erschließung ist über 
dieses Kabel mit einer kundeneigenen Um-
spannstation möglich. 

Kenntnisnahme. 

 

   Stellungnahme für die Sparte Gas: 

Erdgas ist im Geltungsbereich nicht vorhan-
den. Eine Erschließung mit Erdgas ist deshalb 
nicht möglich. 

Kenntnisnahme. 
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   Weitere Bedenken oder Anregungen haben wir 
in diesem Stadium der Planung nicht vorzu-
bringen. 

Kenntnisnahme. 

 

9 Verband 
Region 
Stuttgart 

11.02.19 Das Plangebiet liegt im Regionalen Grünzug 
Nr. 38. Regionale Grünzüge dürfen lt. Plansatz 
3.1.1 (Z) des Regionalplanes keiner weiteren 
Belastung, insbesondere durch Bebauung, 
ausgesetzt werden. Aufgrund dessen hat die 
Gemeinde Magstadt im Jahr 2014 einen Antrag 
auf Zielabweichung gestellt. Der positive Be-
scheid erfolgte im Juni 2015 durch das Regie-
rungspräsidium Stuttgart. Der Planungsaus-
schuss des Verbands Region Stuttgart hatte 
bereits im Rahmen der Beteiligung zum Zielab-
weichungsverfahren in seiner Sitzung am 
29.01.2014 der Zielabweichung und somit der 
Planung zugestimmt. Die rechtsverbindliche 2. 
Änderung des Flächennutzungsplans Magstadt 
stellt für den Geltungsbereich des Bebauungs-
planes ein geplantes Sondergebiet mit der 
Zweckbestimmung Straßenmeisterei dar. Der 
Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungs-
plan entwickelt. 

Kenntnisnahme. 

 

 

   Das Plangebiet liegt nach Plansatz 3.2.1 (G) 
des Regionalplanes in einem Vorbehaltsgebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege. Hier 
soll der Naturhaushalt erhalten und die biologi-
sche Vielfalt gefördert werden. Den damit ver-
bunden Belangen kommt bei der Abwägung 
ein besonderes Gewicht zu.  

Berücksichtigung 
Der Erhalt des Natur-
haushalts wird durch 
entsprechende Vermei-
dungs- und Ausgleichs-
maßnahmen im Umwelt-
bericht berücksichtigt.  
Die biologische Vielfalt 
ist im Plangebiet gering 
ausgeprägt, es sind 
durch die Umgebung 
(Straßen) bereits Vorbe-
lastungen (v. a. Ver-
kehrslärm und Schad-
stoffimmissionen) gege-
ben. Darüber hinaus ge-
hende Belastungen 
durch die Planung sind 
nicht gegeben. 

   Sobald die Planunterlagen weiter ausgearbei-
tet sind, wird eine verbindliche Stellungnahme 
abgegeben, daher wird um weitere Beteiligung 
am Verfahren gebeten.  

Berücksichtigung 
Es wird entsprechend 
verfahren. 

10 RP Tübin-
gen Lan-
desbetrieb 
Forst BW 

13.02.19 Der Geltungsbereich des Bebauungsplans be-
inhaltet keine Waldflächen. Auch in unmittelba-
rer Nachbarschaft des Untersuchungsrahmens 
sind keine Waldflächen mit Waldbiotopen oder 
sonstige Flächen mit besonderen Waldfunktio-
nen kartiert. Wildtierkorridore nach dem Gene-
ralwildwegeplan sind ebenfalls nicht betroffen. 
Unter der Annahme, dass evt. Kompensations-
maßnahmen nicht innerhalb Waldes festgelegt 
werden, werden weitere forstliche Belange, die 

Kenntnisnahme. 
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durch die höhere Forstbehörde zu vertreten 
sind, nicht berührt. 

11 Deutsche 
Bahn AG -
DB Immo-
bilien 

15.02.19 Gegen die Neuaufstellung des o.g. Bebau-
ungsplanes bestehen aus eisenbahntechni-
scher Sicht keine Bedenken. Öffentliche Be-
lange der DB AG werden hierdurch nicht be-
rührt. 

Eine weitere Beteiligung an diesem Verfahren 
halten wir nicht für erforderlich. 

Kenntnisnahme. 

 

12 Stadt Sin-
delfingen 

18.02.19 Die Belange der Stadt Sindelfingen werden 
durch das Bebauungsplanverfahren nicht tan-
giert. Es werden dazu keine Anregungen oder 
Bedenken vorgebracht. Wir bitten jedoch um 
Information und Beteiligung im Zuge des weite-
ren Verfahrens an folgende email Adress 
stadtplanung@sindelfingen.de. 

Kenntnisnahme. 

 

13 RP Stutt-
gart Ref 21 

21.02.19 Es handelt sich nach dem von Ihnen vorgeleg-
ten Formblatt um einen entwickelten Bebau-
ungsplan. Nach dem Erlass des Regierungs-
präsidiums vom 10.02.2017 erhalten Sie keine 
Gesamtstellungnahme des Regierungspräsidi-
ums. Die von Ihnen benannten Fachabteilun-
gen nehmen - bei Bedarf - jeweils direkt Stel-
lung.  

 

   Raumordnung  

Aus raumordnerischer Sicht wird darauf hinge-
wiesen, dass insbesondere § 1 Abs. 3 bis Abs. 
5 sowie § 1 a Abs. 2 BauGB zu beachten sind. 
Diesen Regelungen sind in der Begründung 
angemessen Rechnung zu tragen.  

 

Berücksichtigung 
Der § 1 a Abs. 2 BauGB 
wird im Umweltbericht 
insbesondere durch die 
planexterne Verbesse-
rung von landwirtschaft-
lichen Flächen (Oberbo-
denauftrag) berücksich-
tigt. Zudem werden für 
den planexternen Aus-
gleich keine weiteren 
landwirtschaftlich oder 
forstwirtschaftlich ge-
nutzten Flächen bean-
sprucht. Nachverdich-
tungsmöglichkeiten oder 
weitere Maßnahmen zur 
Innenentwicklung sind 
bei der vorliegenden 
Planung nicht möglich. 

   Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster 
wird gemäß § 26 Abs. 3 LplG gebeten, dem 
Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des 
Planes eine Mehrfertigung der Planunterlagen 
- soweit möglich auch in digitalisierter Form - 
zugehen zu lassen.  

Berücksichtigung 
Es wird entsprechend 
verfahren. 
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14 RP Stutt-
gart Abtei-
lung Um-
welt 

21.02.19 Industrie: 

Fa. Fischer Weilheim GmbH: 

In westlicher Richtung in rund 170 Meter Ent-
fernung zum o.g. Plangebiet liegt, durch land-
wirtschaftlich genutzte Grundstücke getrennt, 
das Betriebsgelände der Fa. Fischer Weilheim 
GmbH. Auf dem Betriebsgelände werden Bau-
stoffe zwischengelagert und im Kampagnenbe-
trieb mittels Brecher und weiterer Aggregate 
aufbereitet. 

Grundsätzlich ist mit vom Betriebsgelände aus-
gehenden Emissionen zu rechnen, welche z.B. 
durch Fahrbewegungen, Umschlagen von 
Schüttgut sowie dem Betrieb des Brechers ver-
ursacht werden können. 

Hinsichtlich der Staubbelastung durch die Fa. 
Fischer Weilheim GmbH liegt uns ein Gutach-
ten aus dem Jahre 2011 vor. Anhand der Er-
gebnisse des Gutachtens sind die Grenzwerte 
im Plangebiet für das Schutzgut Mensch so-
wohl für Feinstaub ((PM10)-Immissionskon-
zentration) als auch für den Staubniederschlag 
eingehalten. Die Grenze für die irrelevante Zu-
satzbelastung liegt in etwa an der Grenze zum 
Plangebiet. Detaillierte Ergebnisse für exakt 
diesen Grenzbereich werden durch das Gut-
achten nicht abgedeckt. 

Seit dem Jahre 2017 werden die Haldenhöhen 
der Fa. Fischer von 5 auf 10 Meter erhöht. 
Laut Stellungnahme desselben Gutachterbüros 
wie oben ist durch die Erhöhung der Schütt-
höhe keine nachteilige Veränderung der Staub-
freisetzung zu erwarten. 

Auf dem Betriebsgelände sind technische An-
lagen zur Minimierung der Staubemissionen 
vorhanden und werden entsprechend den Vor-
gaben aus der Genehmigung eingesetzt. 

Ausweislich des vorliegenden schalltechni-
schen Gutachtens aus dem Jahre 2011 werden 
tagsüber im Plangebiet mindestens die Immis-
sionsrichtwerte für Mischgebiete eingehalten. 
Zugrunde gelegt wurde eine Betriebsdauer von 
10 Stunden/Tag in Bezug auf relevante Emissi-
onen (Betrieb der Aufbereitungsanlage). In der 
Nacht findet kein Betrieb statt. 

 

Kenntnisnahme. 
 

   Steinbruch: 

Der in nord-westlicher Richtung gelegene 
Steinbruch unterliegt der Zuständigkeit des-
Landkreises Böblingen, hierzu liegen dem RPS 
keine weiteren Informationen vor. 

 

Berücksichtigung 
Im Rahmen einer gut-
achterlichen Stellung-
nahme (Engineering 
Service Schmücker vom 
04.03.2020) in Bezug 
auf mögliche Auswirkun-



 
Gemeinde Magstadt 
Bebauungsplan "Straßenmeisterei mit Rettungswache“ - Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB, Stellungnahmen 13.11.2020 
 

Seite 6  von 20 

gen durch Erschütterun-
gen wurde festgestellt, 
dass die   
Entfernung zum Spreng-
mittellager der Fa. Na-
tursteinwerke im 
Nordschwarzwald GmbH 
& Co. KG (kurz NSN) 
ausreichend groß ist 
(mindestens 400 m). Es 
ist daher mit keinen Be-
einträchtigungen inner-
halb des Plangebiets 
durch zu rechnen.  
 

   Deponie: 

Dem Referat 54.2 ist keine Deponie in dem 
Planbereich bekannt. 

 
 
Kenntnisnahme. 

   Naturschutz: 

Naturschutzgebiete sowie Flächen des Arten-
schutzprogramms Baden-Württemberg sind 
von dem Vorhaben nicht betroffen. Die Bebau-
ungsplanfläche liegt jedoch innerhalb von Bio-
topverbundflächen mittlerer Standorte (vgl. 
Fachplan Landesweiter Biotopverbund, LUBW, 
2014). Sollten diese Flächen überplant wer-
den, so wird unter naturschutzrechtlichen Ge-
sichtspunkten auf § 21 BNatSchG und § 22 
NatSchG verwiesen, wonach alle öffentlichen 
Planungsträger bei ihren Planungen die Be-
lange des Biotopverbundes zu berücksichtigen 
haben. Auch ist der Biotopverbund im Rahmen 
der Eingriffsregelung zu berücksichtigen. 

Obwohl für das Nachstehende eine Zuständig-
keit der unteren Naturschutzbehörde gegeben 
ist, möchten wir folgende Hinweise geben: 

Im Westen grenzt das FFH-Gebiet „Gäuland-
schaft an der Würm“ an. Es muss ausge-
schlossen sein, dass von diesem Vorhaben ne-
gative Auswirkungen auf das Natura 2000-Ge-
biet ausgehen. Schutzzwecke sowie die Erhal-
tungsziele der Natura 2000-Gebiete dürfen 
grundsätzlich nicht erheblich beeinträchtigt 
werden. 

Auf den Flurstücken 2246, 2217/3, 2205, 
2204/2, 2204/1, 2203, 2202 und 2201/1 wur-
den FFH-Mähwiesen (FFH-Lebensraumtyp 
6510) kartiert (Stand 11/2018, LUBW). Die 
Grenze des Bebauungsplangebietes reicht bis 
an genannte Flurstücke heran. Somit grenzt 
das Bebauungsplangebiet unmittelbar an die 
FFH-Mähwiesen an. Somit ist eine enge Ab-
stimmung mit der unteren Naturschutzbehörde 
erforderlich. Weiter wird von Seiten der höhe-
ren Naturschutzbehörde darauf hingewiesen, 
dass die FFH- Mähwiesen durch die Bebauung 

 

Berücksichtigung 
Durch biotopvernet-
zende Maßnahmen 
(Pflanzung von Hecken) 
wird der überörtliche Bi-
otopverbund in der Um-
gebung weiterhin ge-
währleistet. Die Natura 
2000-Vorprüfung kommt 
zu dem Ergebnis, dass 
erhebliche Auswirkun-
gen des Vorhabens auf 
die Erhaltungsziele der 
Natura 2000-Gebiete 
bzw. auf den günstigen 
Erhaltungszustand der 
Arten nicht absehbar 
sind. Für die Lebens-
raumtypen und Arten 
des FFH-Gebiets sind 
somit keine Beeinträchti-
gungen absehbar. 

 
Zur Vermeidung von Be-
einträchtigungen der 
westlich angrenzenden 
FFH-Mähwiesen wird 
ein Hinweis in den pla-
nungsrechtlichen Fest-
setzungen vorgenom-
men. 



 
Gemeinde Magstadt 
Bebauungsplan "Straßenmeisterei mit Rettungswache“ - Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB, Stellungnahmen 13.11.2020 
 

Seite 7  von 20 

langfristig nicht geschädigt werden dürfen. 
Ebenfalls ist bei der Erschließung sowie Be-
bauung der Fläche ein Eingriff in die FFH- 
Mähwiesen unbedingt zu vermeiden. Entspre-
chende Schutzmaßnahmen sind im Vorfeld zu 
treffen. 

   Weitere Hinweise 

Nur dann, wenn für streng geschützte Tier- 
und Pflanzenarten eine Ausnahme nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG oder eine Befreiung nach § 
67 BNatSchG erforderlich ist, bedarf es eines 
Antrags an das Regierungspräsidium (Referat 
55). Gleiches gilt, wenn es sowohl für streng 
als auch für nicht streng geschützte Arten ei-
ner Ausnahme oder Befreiung bedarf. 

 

Eine Betroffenheit streng geschützter Arten 
kann zum jetzigen Zeitpunkt nicht ausge-
schlossen werden, da noch keine Gutachten 
vorliegen. Es wird deshalb die spätere Beurtei-
lung der unteren Naturschutzbehörde, die für 
die weitere fachliche Beurteilung zunächst zu-
ständig ist, bzw. ein entsprechender Antrag 
der Kommune abgewartet, bevor im Rahmen 
einer erneuten angemessenen Fristsetzung 
ggf. eine fachliche Stellungnahme erfolgt. Die 
weitere naturschutzfachliche Beurteilung sowie 
die artenschutzrechtliche Prüfung gem. §§ 44 
ff BNatSchG obliegen jedoch grundsätzlich zu-
nächst der unteren Naturschutzbehörde. 

 
Kenntnisnahme. 
Im Rahmen einer faunis-
tischen Untersuchung 
unter Berücksichtigung 
des speziellen Arten-
schutzes durch ein 
Fachbüro (landschafts 
Architektur & Planung 
Jörg Schießl vom 12. 
April 2016/20. Novem-
ber 2018) wurde das 
Plangebiet im Hinblick 
auf potenzielle Habitate 
geschützter Arten unter- 
sucht.  
Eine Verwirklichung der 
Verbotstatbestände 
nach § 44 (1) BNatSchG 
kann bei Durchführung 
bauzeitlicher Vermei-
dungsmaßnahmen aus- 
geschlossen werden. 
Dabei sind die Zeiten 
auf den Zeitraum vom 1. 
Oktober bis 28./29. Feb-
ruar zu beschränken. 
 
Auf die Bauzeitenbe-
schränkungen wird im 
Textteil des Bebauungs-
plans hingewiesen.  
 

15 RP Frei-
burg 

Landesamt 
für Geolo-
gie, Roh-
stoffe und 
Bergbau  

 

22.02.19 Geotechnik  

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhö-
rungsverfahren des LGRB als Träger öffentli-
cher Belange keine fachtechnische Prüfung 
vorgelegter Gutachten oder von Auszügen dar-
aus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein inge-
nieurgeologisches Übersichtsgutachten, Bau-
grundgutachten oder geotechnischer Bericht 
vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen 
im Verantwortungsbereich des gutachtenden 
Ingenieurbüros.  

Andernfalls empfiehlt das LGRB die Über-
nahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan:  

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage 
der am LGRB vorhandenen Geodaten im Ver-
breitungsbereich der Gesteine der Erfurt-For-
mation (Lettenkeuper), welche von pleisto- 

 
 
Berücksichtigung. 
Ein entsprechender Hin-
weis wurde im Textteil 
des Bebauungsplans 
aufgenommen. 
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zänem Löss mit einer zu erwartenden Mächtig-
keit von wenigen Metern überlagert werden.  

Mit einem oberflächennahen saisonalen 
Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen 
(bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-
schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rech-
nen.  

Verkarstungserscheinungen (offene oder lehm-
erfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind 

nicht auszuschließen. Sollte eine Versicke-
rung der anfallenden Oberflächenwässer ge-
plant bzw. wasserwirtschaftlich zulässig sein, 
wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) 
verwiesen und im Einzelfall die Erstellung ei-
nes entsprechenden hydrologischen Versicke-
rungsgutachtens empfohlen.  

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge 
der weiteren Planungen oder von Bau- arbei-
ten (z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu 
Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit 
des Gründungshorizontes, zum Grundwasser, 
zur Baugrubensicherung, bei Antreffen ver-
karstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. offe-
nen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objekt-
bezogene Baugrunduntersuchungen gemäß 
DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein priva-
tes Ingenieurbüro empfohlen. 

16 RP Stutt-
gart 

Straßen-
wesen und 
Verkehr 

25.02.19 Das Plangebiet befindet sich an der Landes-
straße L 1189. Vorsorglich weisen wir darauf 
hin, dass der gesetzliche Anbauabstand von 
20 m gemäß § 22 StrG (Landesstraßengesetz) 
einzuhalten ist. In dieser Entfernung, gemes-
sen vom äußeren befestigten Fahrbahnrand 
der L 1189, dürfen keine Hochbauten errichtet 
werden. Die Anbauverbotszone gilt auch für 
Garagen, Carports, Stellplätze, Werbeanlagen, 
Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, usw.  

Wir weisen darauf hin, dass die Verkehrssi-
cherheit und Leistungsfähigkeit der L 1189 auf-
grund der zusätzlichen Erschließung nicht be-
einträchtigt werden darf. Die weitere Planung 
des Zufahrtsbereichs ist mit dem Regierungs-
präsidium Stuttgart, Abteilung 4, abzustimmen.  

Berücksichtigung. 

Ein entsprechender Hin-
weis wurde in der Plan-
zeichnung sowie im 
Textteil des Bebauungs-
plans aufgenommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

17 Unityme-
dia 

25.02.19 Gegen die o. a. Planung haben wir keine Ein-
wände. Neu- oder Mitverlegungen sind nicht 
geplant. 

Wir weisen jedoch auf Folgendes hin: Im Plan-
bereich befinden sich Versorgungsanlagen der 
Unitymedia BW GmbH. Bitte beachten Sie die 
beigefügte Kabelschutzanweisung. 

Sollten aus Ihrer Sicht Änderungen am Be-
standsnetz der Unitymedia BW GmbH notwen-
dig werden, bitten wir um schnellstmögliche 

 
Kenntnisnahme. 
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Kontaktaufnahme. Vor Baubeginn sind aktuelle 
Planunterlagen vom ausführenden Tiefbauun-
ternehmen anzufordern.  

18 Landrats-
amt Böb-
lingen 

26.02.19 Baurecht 

1. Es ist darauf zu achten, dass der Bebau-
ungsplan hinsichtlich der Festsetzungen so ge-
staltet wird, dass sich die konkret geplanten 
Vorhaben ohne Erteilung von Befreiungen ver-
wirklichen lassen.  

Für unsere weiteren Stellungnahmen wäre es 
hilfreich zu wissen, welcher Architektenentwurf 
aus dem Realisierungswettbewerb Grundlage 
des Bebauungsplans ist. 

 
 
Kenntnisnahme. 
 

   2. Es muss sichergestellt werden, dass die 
Wohnnutzung in dem geplanten Wohnhaus nur 
für einen bestimmten Nutzerkreis möglich ist 
und keine freie Vermietung an jedermann er-
laubt wird. 

Berücksichtigung. 

Im Bebauungsplan sind 
nur Wohnungen für Auf-
sichts- und Bereit-
schaftspersonen sowie 
für die Betriebsleitung 
der im Sondergebiet zu-
lässigen Nutzungen zu-
lässig. 
 

   3. Die Parkflächen für Beschäftigte und Besu-
cher müssen ausreichend bemessen sein, da 
außerhalb des Geländes nicht geparkt werden 
kann 

Kenntnisnahme. 

   4. Wir möchten auf das Gesetz zur Förderung 
des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den 
Städten und Gemeinden hinweisen. Mit diesem 
Gesetz ist der Klimaschutz zu einem Planungs-
leitsatz (Aufgabe der Bauleitplanung) und da-
mit abwägungsrelevant geworden. Den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes ist daher sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel ent-
gegenwirken, als auch durch solche, die der 
Anpassung an den Klimawandel dienen, Rech-
nung zu tragen. Wir bitten daher diesen Belang 
im Rahmen des Verfahrens mit der entspre-
chenden Gewichtung zu berücksichtigen. 

Beispielsweise könnten Festsetzungen zur 
Nutzung von Photovoltaikanlagen getroffen 
werden. 

Weitere Anregungen und Bemerkungen kön-
nen erst nach Vorlage genauerer Planunterla-
gen erfolgen. 

 

Berücksichtigung. 

Im Bebauungsplan sind 
Photovoltaikanlagen zu-
lässig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

   Immissionsschutz 

Folgende Belange des Immissionsschutzes 
sollten abgearbeitet werden: 

 

Berücksichtigung 
Im Rahmen einer schall-
technischen Untersu-
chung (Büro Kurz und 
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1. Verkehrslärm einwirkend auf schutzwürdige 
Nutzungen im Plangebiet (Arbeitsplätze in Bü-
ros, Aufenthalts- und Pausenräume, Wohnen), 

Fischer GmbH vom 
06.03.2020) wurden die 
Lärmeinwirkungen des 
Straßenverkehrs auf den 
Geltungsbereich des Be-
bauungsplans ermittelt 
und beurteilt. 
Aufgrund der hohen 
Geräuscheinwirkungen 
auf die geplante Bebau-
ung und speziell auf das 
geplante Wohngebäude 
werden für das Plange-
biet Schallschutzmaß-
nahmen im Textteil des 
Bebauungsplanes fest-
gesetzt.  
 

   2. Gewerbelärm aus dem Plangebiet einwir-
kend auf die Wohnnutzung (Räum- und Streu-
dienste, nächtl. sonst. Einsätze – auch im Hin-
blick auf die künftige Rettungswache), 

Kenntnisnahme. 
Da es sich im vorliegen-
den Fall um die 
Wohnmöglichkeiten für 
Betriebsleiter der Stra-
ßenmeisterei handelt, 
kann von den Lärm-
schutzmaßnahmen im 
Falle der Bewertung 
streng nach TA Lärm 
abgesehen werden. In 
diesem Fall sind passive 
Maßnahmen zur ent-
sprechenden Ausgestal-
tung der Außenbauteile 
für die Aufenthaltsräume 
vorzusehen. Zudem ist 
durch ein entsprechen-
des Lüftungskonzept 
eine fensterunabhängige 
Belüftung sicherzustel-
len, die bereits im Text-
teil des Bebauungspla-
nes festgesetzt ist.  
 

   3. Erschütterungen (Sprengungen Steinbruch 
NSN) einwirkend auf das Plangebiet, 

Berücksichtigung 
Im Rahmen einer gut-
achterlichen Stellung-
nahme (Engineering 
Service Schmücker vom 
04.03.2020) in Bezug 
auf mögliche Auswirkun-
gen durch Erschütterun-
gen wurde festgestellt, 
dass die   
Entfernung zum Spreng-
mittellager der Fa. Na-
tursteinwerke im 
Nordschwarzwald GmbH 
& Co. KG (kurz NSN) 
ausreichend groß ist 
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(mindestens 400 m). Es 
ist daher mit keinen Be-
einträchtigungen inner-
halb des Plangebiets 
durch zu rechnen.  

   4. Luftschadstoffe nach der 39. BImSchV 
(Grenzwerte zum Schutz der menschlichen 
Gesundheit) einwirkend von der B 464/ L 1189 
auf schutzwürdige Nutzungen im Plangebiet 
(Arbeitsplätze in Büros, Aufenthalts- und Pau-
senräume, Wohnen). 

Berücksichtigung. 
Gemäß Luftschad-
stoffgutachten (Büro 
MüllerBBM vom 
12.12.2019) unterschrei-
ten die Feinstaubbelas-
tungen an den beurtei-
lungsrelevanten Immis-
sionsorten (Wohnnut-
zung, Aufenthaltsräume) 
die Grenzwerte nach der 
39. BImSchV. Die ermit-
telten PM10-Jahresmit-
telwerte liegen mit maxi-
mal 21 μg/m3 deutlich 
unter dem Grenzwert 
von 40 μg/m3. Bei die-
sen PM10-Immissionen 
ist davon auszugehen, 
dass an den Fassaden 
der betrachteten Ge-
bäude die nach der 39. 
BImSchV zulässigen 35 
Überschreitungstage für 
den PM10-Tagesmittel-
wert nicht erreicht wer-
den. 
Die NO2-Jahresmittel-
werte sind bezogen auf 
den Grenzwert deutlich 
höher als die NO2-Kurz-
zeitbelastungen, d. h. 
die ermittelten NO2-Jah-
resmittelwerte schöpfen 
den Grenzwert nach 39. 
BImSchV stärker aus als 
die zulässigen Über-
schreitungen der NO2-
Stundenmittelwerte. Zur 
Bewertung der NO2-Im-
missionen werden daher 
die Belastungen auf 
Grundlage der NO2-Jah-
resmittelwerte diskutiert. 
Die NO2-Immissionen im 
Nullfall zeigen entlang 
der Straßen, insbeson-
dere der 
B 464, die erwarteten 
erhöhten Konzentratio-
nen. Im Baufenster des 
Plangebiets gibt es je-
doch bei Immissionskon-
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zentrationen von höchs-
ten 29 μg/m3 keine 
Überschreitungen des 
NO2-Grenzwertes von 
40 μg/m3. 
 

   
Bzgl. Stäuben ausgehend vom Steinbruch 
NSN und von einer geplanten Salzlagerhalle, 
wird keine gutachterliche Betrachtung für not-
wendig erachtet.  
 

Kenntnisnahme. 

   
Bzgl. möglicher Staubeinwirkungen auf das 
Plangebiet ausgehend von der Bauschutt-Re-
cyclinganlage der Fa. Fischer Weilheim, ca. 
400 m westlich vom momentan angedachten 
Standort der Wohnnutzung entfernt, ist die zu-
ständige Immissionsschutzbehörde für die 
Überwachung dieser immissionsschutzrecht-
lich genehmigungsbedürftigen IE-Anlage, das 
Regierungspräsidium Stuttgart, anzuhören. 
 

Berücksichtigung. 

Das Regierungspräsi-
dium wurde im Rahmen 
der frühzeitigen Behör-
denbeteiligung gemäß § 
4 Abs. 1 BauGB gehört. 

   
Es wurde die Empfehlung ausgesprochen, an-
hand eines Videos o. a. bei in Betrieb befindli-
chen Salzlägern von benachbarten Straßen-
meistereien, Salzauflade- bzw. –abladevor-
gänge zu simulieren, um den jeweiligen Stau-
banfall beurteilen zu können. Sollten Salz-
stäube wider Erwarten in nicht unerheblichem 
Umfang dabei festgestellt werden, sollte eine 
Untersuchung überdacht werden, da in unmit-
telbarer Umgebung Wohnnutzung entstehen 
soll. 
 
 
 
 
 

Keine Berücksichti-
gung. 

Im Rahmen einer öffent-
lichen Gemeinderatssit-
zung wurde anhand ei-
ner Videoaufnahme do-
kumentiert, dass durch 
Salzauflade- bzw. –ab-
ladevorgänge kein 
Staub anfällt. Eine Un-
tersuchung ist daher 
nicht erforderlich.  

 

   
Bzgl. der Untersuchung der Luftschadstoffe 
genügt u. E. eine überschlägige Prognose/Be-
rechnung. Diese soll sicherstellen, dass an 
den schutzwürdigen Aufenthaltsräumen (Büros 
etc.) sowie an den Immissionsorten der ge-
planten Wohnungen keine schädlichen Um-
welteinwirkungen zu befürchten sind. Bei kriti-
schen Werten müssten ansonsten Festsetzun-
gen (z. B. Grundrissorientierung, nicht öffen-
bare Fenster mit mechan. Lüftungsanlagen) 
vorgenommen werden. 

 

Berücksichtigung. 

Gemäß Luftschad-
stoffgutachten (Büro 
MüllerBBM vom 
12.12.2019) unterschrei-
ten die Feinstaubbelas-
tungen an den beurtei-
lungsrelevanten Immis-
sionsorten (Wohnnut-
zung, Aufenthaltsräume) 
die Grenzwerte nach der 
39. BImSchV. Die ermit-
telten PM10-Jahresmit-
telwerte liegen mit maxi-
mal 21 μg/m3 deutlich 
unter dem Grenzwert 
von 40 μg/m3. 
 

   
Naturschutz  
Folgende Unterlagen sind im Rahmen der Um-
weltprüfung zur Abarbeitung der naturschutz-
fachlichen Umweltbelange erforderlich bzw. 
sind in Bearbeitung (in den Vorjahren wurden 

Berücksichtigung 
Die Natura 2000-Vorprü-
fung kommt zu dem Er-
gebnis, dass erhebliche 
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hierzu unseres Wissens nach bereits Untersu-
chungen vorgenommen bzw. Entwürfe erstellt): 
 

• Das Plangebiet grenzt unmittelbar an 
das FFH-Gebiet „Gäulandschaft an der 
Würm“ an. Aus diesem Grund ist eine 
Natura 2000-Vorprüfung erforderlich.  
 

Auswirkungen des Vor-
habens auf die Erhal-
tungsziele der Natura 
2000-Gebiete bzw. auf 
den günstigen Erhal-
tungszustand der Arten 
nicht absehbar sind. Für 
die Lebensraumtypen 
und Arten des FFH-Ge-
biets sind somit keine 
Beeinträchtigungen ab-
sehbar. 
Zur Vermeidung von Be-
einträchtigungen der 
westlich angrenzenden 
FFH-Mähwiesen wird 
ein Hinweis in den pla-
nungsrechtlichen Fest-
setzungen vorgenom-
men. 
 

   
• Faunistische Untersuchung/Arten-

schutzrechtliche Prüfung (saP): Ins-
besondere weisen wir hier auf den Be-
zug zum Kammmolchvorkommen im 
angrenzenden FFH-Gebiet hin. Auf Flä-
chen im Plangebiet wurden bei Unter-
suchungen in den Vorjahren wan-
dernde Exemplare festgestellt. Hier 
sind nicht nur dauerhafte sondern auch 
bauzeitliche Vorkehrungen erforderlich. 

 

Berücksichtigung 
Im Rahmen einer faunis-
tischen Untersuchung 
unter Berücksichtigung 
des speziellen Arten-
schutzes durch ein 
Fachbüro (landschafts 
Architektur & Planung 
Jörg Schießl vom 12. 
April 2016/20. Novem-
ber 2018) wurde das 
Plangebiet im Hinblick 
auf potenzielle Habitate 
geschützter Arten unter- 
sucht.  
Um eine Einwanderung 
ins Plangebiet durch 
Amphibien zu verhin-
dern sind entlang der 
Grundstücksgrenze ge-
eignete Schutzvorrich-
tungen (Amphibien-
schutz) herzustellen. 
Eine entsprechende 
Festsetzung wurde im 
Textteil des Bebauungs-
plans aufgenommen.  
 

   
• Die Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzie-

rung erfolgt nach Bewertungsmodell 
der LUBW. 

 

Berücksichtigung 
Die Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanzen der Lebens-
raumfunktionen und der 
Bodenfunktionen inner-
halb des Geltungsberei-
ches wurden auf Grund-
lage der Ökokontover-
ordnung (ÖKVO) be-
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rechnet. Auf den Um-
weltbericht wird verwie-
sen. 
 

   
Die an das Plangebiet angrenzenden Flächen 
des FFH-Gebiets mit dem geschützten Lebens-
raumtyp „Magere Flachlandmähwiesen“ sind 
auch vor einer bauzeitlichen Inanspruchnahme 
unbedingt zu schützen. Eine Beeinträchtigung 
dieser Flächen durch Befahrung/ Lagerung von 
Materialien etc. könnte je nach Ausmaß als er-
hebliche Schädigung gewertet werden.  
 

Berücksichtigung 
Zur Vermeidung von Be-
einträchtigungen der 
westlich angrenzenden 
FFH-Mähwiesen wird 
ein Hinweis in den pla-
nungsrechtlichen Fest-
setzungen vorgenom-
men. 
 

   
Wir regen bereits an dieser Stelle an, 
 

• erforderliche planexterne Kompensati-
onsmaßnahmen vorzugsweise inner-
halb des westlich angrenzenden FFH-
Gebiets „Heckengäulandschaft an der 
Würm“ festzusetzen. Hierzu kann der 
Managementplan (MaP) zu Rate gezo-
gen werden. Es bietet sich hier u. a. 
an, Maßnahmen zur Aufwertung „Ma-
gerer Flachlandmähwiesen“ umzuset-
zen. 

• die Gestaltung der Außenanlagen so 
festzusetzen, dass diese naturnah und 
insektenfreundlich zu gestalten sind 
(pflegeextensive Pflanzungen bspw. 
Wildrosen, Liguster + Stauden bspw. 
Lavendel/ Salbei) 

• festzusetzen, dass die Gebäude zur 
Minimierung der Wärmeabstrahlung mit 
einer Holzverkleidung auszugestalten 
sind  

• Beleuchtungseinrichtungen insekten-
freundlich auszugestalten (warmweiße 
LEDs sofern betrieblich möglich)  

• zur Minimierung des Eingriffs ins 
Schutzgut Boden den hochwertigen hu-
mosen Oberboden fachgerecht zu si-
chern + auf geeignete landwirtschaftli-
che Flächen zu verbringen  

• eine vogelfreundliche Bauweise vorzu-
sehen (einschlägige Handreichungen 
der Vogelwarte Sempach/ CH) 

• die Stellplätze für PkW versickerungs-
fähig auszubilden, sofern keine ande-
ren Belange vorangehen 

• an geeigneten Stellen am Gebäude in 
Rücksprache mit dem Umweltplaner 
Fledermausquartiersteine/-kästen und 
Vogelnistkästen anzubringen. 

 
Weitere Anregungen bzw. auch Vorgaben kön-
nen sich noch aus den Ergebnissen der o. g. 
Unterlagen ergeben.  
 

Berücksichtigung 
Die planexternen Aus-
gleichsmaßnahmen wur-
den vom Eingriffsverur-
sacher, dem Landkreis 
Böblingen, ausgearbei-
tet und anschließend in 
den Umweltbericht inte-
griert. Auf den Umwelt-
bericht wird verwiesen. 
 
Es erfolgt eine Eingrü-
nung des Plangebiets 
durch die Pflanzung von 
Heckenstrukturen. 
 

Insektenfreundliche Be-
leuchtung wird in den 
planungsrechtlichen 
Festsetzungen berück-
sichtigt. 
 
Um den Kompensations-
bedarf des Schutzgutes 
Boden zu verringern, 
wird dafür geeignetes 
humoses Bodenmaterial 
des Plangebiets auf ver-
besserungswürdigen 
Ackerflächen aufge-
bracht. 
 
Versickerungsfähige 
Stellplätze sind aufgrund 
der Nutzung als Stra-
ßenmeisterei (gewässer-
gefährdende Materia-
lien) nicht möglich. 
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   Landwirtschaft 

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von 2,41 
ha, davon werden ca. 2 ha landwirtschaftlich 
als Acker- und Grünland genutzt. Von dem 
Bauvorhaben sind fünf Landwirte betroffen, die 
einen Teil der Betriebsgrundlage verlieren wer-
den. Eine Existenzgefährdung kann nicht an-
genommen werden. Dennoch muss bewusst 
sein, dass durch den geplanten Bebauungs-
plan die Flächen zur Erzeugung von Futter- 
und Nahrungsmitteln unwiderruflich verloren 
gehen.  

Die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen 
Fläche macht es aus unserer Sicht erforder-
lich, dass der durch die Planungen vorwiegend 
betroffene Flächennutzer, nämlich die Land-
wirtschaft, in den Planunterlagen hinreichend 
Erwähnung findet. Die Erfassung und Darstel-
lung der landwirtschaftlichen Belange ist für 
eine Abwägung mit ordnungsgemäßer Berück-
sichtigung des öffentlichen Belanges der Land-
wirtschaft erforderlich.  

Die Darstellung der Landwirtschaftlichen Be-
troffenheit findet in aller Regel anhand der digi-
talen lurbilanz statt. 

Das Sondergebiet soll auf sehr hochwertigen 
Böden errichtet werden. Aus landwirtschaftli-
cher Sicht wird empfohlen den Oberboden im 
Rahmen einer Ausgleichsmaßnahme auf ver-
besserungswürdigen Ackerflächen aufzubrin-
gen (Bodenverwertungskonzept). Weitere na-
turschutzrechtliche Ersatz- und Ausgleichs-
maßnahmen sollten, um der Landwirtschaft 
nicht noch weitere Flächen zu entziehen, plan-
intern erfolgen.  

Umliegend um das geplante Baugebiet befin-
den sich weitere landwirtschaftliche Flächen 
(Acker- und Grünland). Trotz Baustelle müssen 
die Flächen weiterhin zur Bewirtschaftung er-
reichbar sein.  

 
 
Berücksichtigung 
Die Flächen des Plange-
biets sind gem. der digi-
talen Flurbilanz als Flä-
chen der Vorrangflur II 
eingestuft (überwiegend 
landbauwürdige Flächen 
mit geringer Neigung 
und ökonomischer 
Standortseignung). Im 
Rahmen der Standortsu-
che bzw. Alternativen-
prüfung wurden die Be-
lange der Landwirtschaft 
umfassend berücksich-
tigt. Unter Berücksichti-
gung u. a. der Belange 
der Landwirtschaft 
führte die Alternativen-
prüfung zum gewählten 
Standort. 
Um die landwirtschaftli-
chen Belange zu be-
rücksichtigen und um 
den Kompensationsbe-
darf des Schutzgutes 
Boden zu verringern, 
wird dafür geeignetes 
humoses Bodenmaterial 
des Plangebiets auf ver-
besserungswürdigen 
Ackerflächen aufge-
bracht. Auf den Umwelt-
bericht wird verwiesen. 
 
Für den planexternen 
Ausgleich werden keine 
weiteren landwirtschaft-
lich genutzten Flächen 
beansprucht. 

 

   Wasserwirtschaft 

Abwasser- / Niederschlagswasserbeseitigung 

Von Verkehrsflächen ablaufendes Wasser 
kann nicht ohne vorherige Behandlung - bspw. 
durch die Einrichtung eines Retentionsboden-
filters - versickert oder in ein Gewässer einge-
leitet werden. 

Maßnahmen, die den absoluten Niederschlags-
wasserabfluss minimieren sind einzuplanen. 

Behandlungsanlagen müssen ausreichend di-
mensioniert und für die zu erwartenden, mögli-
chen Belastungen ausgelegt sein (Rückhaltung 

 
 
Berücksichtigung. 
Die Entwässerung des 
Plangebiets soll im Mo-
difizierten Trennsystem 
erfolgen. Gewerbliches 
Abwasser wird über ei-
nen geplanten Schmutz-
wasserkanal (DN 250 
PP) in den bestehenden 
Schmutzwasserkanal 
DN 300 der Gemeinde 
Magstadt im Norden der 
Erschließungsfläche ab-
geleitet. 
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erhöhter Anteile an PAK, MKW, Schwermetal-
len).  

 
Im Besonderen ist bei 
der Straßenmeisterei 
auch das gesammelte 
Oberflächenwasser der 
Salzsilo-Ladefläche und 
der Waschplatzfläche 
von der Inneren Er-
schließung, in den 
Schmutzwasserkanal 
abzuleiten. 
 
Anfallendes Ober-
flächenwasser (Regen-
wasser) der Fahrbahn, 
Park- und Lagerflächen 
wird über einen geplan-
ten Regenwasserkanal 
DN 500 PP in den best. 
Erschelgraben im Wes-
ten der Erschließungs-
fläche abgeleitet. 
 
Anfallendes Ober-
flächenwasser (Regen-
wasser) der Dachflä-
chen wird über einen 
gepl. Regenwasserkanal 
DN 250 PP in die best. 
Teichanlage des BUND 
(Bund für Umwelt und 
Naturschutz), im Westen 
der Erschließungs-
fläche, abgeleitet. Der 
Kanal verläuft parallel 
zum RW-Kanal DN 500. 
Hierbei ist zu erwähnen, 
dass in der Planung der 
„Inneren Erschließung“ 
der Straßenmeisterei es 
vorgesehen ist, vorab 2 
Zisternen mit dem anfal-
lenden Regenwasser 
von den Dächern zu be-
füllen. 
 
Für das geplante Ent-
wässerungskonzept 
wurde bereits ein Antrag 
auf wasserrechtliche Er-
laubnis gestellt. 
 

   Bodenschutz 

Eine abschließende Stellungnahme kann erst 
nach Vorlage des Umweltberichtes und Land-
schaftspflegerischen Begleitplanes vorgelegt 
werden. 

 
 

 

Berücksichtigung. 

Ein entsprechender Hin-
weis wurde im Textteil 
des Bebauungsplans 
aufgenommen. 
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Für das Schutzgut Boden ist die Eingriffs-/ 
Ausgleichsbilanzierung entsprechend der Ar-
beitshilfe „Das Schutzgut Boden in der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung“ aktuell 
LUBW 2013 und dem Leitfaden „Bewertung 
der Böden nach ihrer Leistungsfähigkeit“, Heft 
23 (2010) der LUBW vorzunehmen. Geeignete 
Maßnahmen der Eingriffsminderung sowie ge-
eignete Ausgleichs-/Kompensationsmaßnah-
men für das Schutzgut Boden sind anzugeben. 

Auf Grund der anstehenden hochwertigen und 
empfindlichen Böden sind ein Bodenmanage-
ment, Bodenverwertungskonzept (u. a. für den 
anfallenden humosen Oberboden) und eine 
fachkundige bodenkundliche Baubegleitung 
(BBB) zur Einhaltung des nach BauGB § 1 (2) 
geforderten sparsamen und schonenden Um-
gangs mit Böden erforderlich. Mit der BBB ist 
ein in Bodenschutzfragen erfahrenes Fachbüro 
zu beauftragen und frühzeitig an der Planung 
bodenbezogener Maßnahmen zu beteiligen so-
wie an der Überwachung der bodenschonen-
den Ausführung der Maßnahmen vor Ort. Zu 
Beginn der Baumaßnahme ist der humose 
Oberboden in seiner anstehenden Mächtigkeit 
abzutragen. Die Abtragsmächtigkeit ist von der 
bodenkundlichen Baubegleitung vor Ort festzu-
legen. Bis zur Wiederverwertung ist das hu-
mose Bodenmaterial ohne Verdichtung in profi-
lierten Mieten (max. Höhe 2 m) zwischenzula-
gern. Bei einer zu erwartenden Lagerzeit von 
mehr als 3 Monaten sind die Mieten mit was-
serzehrenden Pflanzenarten zu begrünen.  

Die Böden auf angrenzenden Flächen dürfen 
nicht vom Baubetrieb beeinträchtigt werden. 
Das Baufeld ist mit Bauzäunen abzugrenzen. 
Bodenverdichtungen und Vernässungen durch 
Befahren, Abstellen/Lagern von Geräten und 
Material sowie durch abfließendes Oberflä-
chenwasser und Bodenmaterial sind zu ver-
meiden. 

Im Bereich künftiger Vegetationsflächen sind 
eingetretene Verdichtungen durch Tiefenlocke-
rung des Bodens und Ersteinsaat von tiefwur-
zelnden Gründüngungspflanzenarten, z. B. Lu-
zerne zu beseitigen.  

Auf Böschungsflächen ist beim Aufbringen des 
humosen Oberbodens für eine gute Verzah-
nung mit dem Unterboden zu sorgen, damit 
Böschungsrutschungen vermieden werden. 

Böschungsflächen und sonstige Vegetations-
flächen sind umgehend mit tiefwurzelnden 
Pflanzenarten flächendeckend zu begrünen. 

 

 

 

Berücksichtigung. 

Die Eingriffs-Ausgleichs-
Bilanz der Bodenfunktio-
nen innerhalb des Gel-
tungsbereiches wurde 
auf Grundlage der Öko-
kontoverordnung 
(ÖKVO) in Anlehnung 
an die genannten Ar-
beitshilfen berechnet. 
Auf den Umweltbericht 
wird verwiesen. 
Bodenmanagement, Bo-
denverwertungskonzept 
und bodenkundliche 
Baubegleitung werden 
durchgeführt. Um den 
Kompensationsbedarf 
des Schutzgutes Boden 
zu verringern, wird dafür 
geeignetes humoses 
Bodenmaterial des Plan-
gebiets auf verbesse-
rungswürdigen Ackerflä-
chen aufgebracht. 
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Baustoffe, Bauabfälle und Betriebsstoffe sind 
so zu lagern, dass Stoffeinträge bzw. Vermi-
schungen mit Bodenmaterial auszuschließen 
sind. 

Hinweis 

Beim Umgang mit Böden und Bodenmateria-
lien (humoser Oberboden, kulturfähiger Unter-
boden), die nach Bauende wieder Bodenfunkti-
onen erfüllen soll, sind die Vorgaben der DIN 
19731 „Verwertung von Bodenaushub“ und die 
DIN 18915:2017-06 „Vegetationstechnik im 
Landschaftsbau – Bodenarbeiten“ sowie der E-
DIN 19639:2018-05 „Bodenschutz bei Planung 
und Durchführung von Bauvorhaben“ zu be-
achten. Die Vorschriften können zu den Öff-
nungszeiten nach Absprache im Landratsamt 
Böblingen, Zimmer D 323 eingesehen werden. 

   Grundwasserschutz, oberirdische Gewässer 

Das Plangebiet liegt innerhalb der Außenzone 
des Heilquelleschutzgebiets der Stadt Stuttgart 
(HQS). Die Verordnung des Regierungspräsidi-
ums Stuttgart zum Schutz der staatlich aner-
kannten Heilquellen in Stuttgart vom 11. Juni 
2002 ist zu beachten.  

Es sind nur Handlungen zulässig, die eine Ver-
unreinigung des Grundwassers oder eine 
sonstige nachteilige Veränderung seiner Ei-
genschaften nicht besorgen lassen. Die Ver-
ordnung kann zu den Öffnungszeiten nach Ab-
sprache im Landratsamt Böblingen, Zimmer D 
322 eingesehen werden. 

Das Einleiten von Abwasser in ein Gewässer 
bedarf der wasserrechtlichen Erlaubnis.  
Dem Antrag sind Nachweise beizulegen, dass 
die Einleitung mit den Anforderungen an die 
Gewässereigenschaften vereinbar ist. Ggf. 
sind gewässerökologische Untersuchungen er-
forderlich, um die Anforderungen an das Ein-
leiten von Abwasser in das Gewässer festzule-
gen (§ 6 WHG: Allgemeine Grundsätze der Ge-
wässerbewirtschaftung, § 27 Bewirtschaftungs-
ziele für oberirdische Gewässer). 

 

Berücksichtigung. 

Ein entsprechender Hin-
weis wurde im Textteil 
des Bebauungsplans 
aufgenommen. 

   Altlasten 

Keine Bedenken. 

Kenntnisnahme. 

   Industrielles Abwasser / Umgang mit wasser-
gefährdenden Stoffen 

Das Bauvorhaben befindet sich in der Außen-
zone des Heilquellenschutzgebietes der Stutt-
garter Mineralquellen. Die Vorgaben der Ver-
ordnung des Regierungspräsidiums Stuttgart 
zum Schutz der staatlich anerkannten Heil-

 
 

Berücksichtigung. 

Ein entsprechender Hin-
weis wurde im Textteil 
des Bebauungsplans 
aufgenommen. 
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quellen in Stuttgart – Bad Cannstatt und Stutt-
gart – Berg vom 11. Juni 2002 sind zu beach-
ten.  

   Allgemein 

Anlagen zum Lagern, Abfüllen oder Umschla-
gen wassergefährdender Stoffe dürfen nur er-
richtet und betrieben werden, wenn ihre Eig-
nung von der zuständigen Behörde festgestellt 
worden ist (siehe § 63 WHG). Gemäß §41 Abs. 
(2) der AwSV kann jedoch darauf verzichtet 
werden, wenn Nachweise für technische 
Schutzvorkehrungen sowie ein Sachverständi-
gengutachten vorliegen. 

Entsprechend der Gefährdungsstufen ergeben 
sich die Prüfzeitpunkte und –intervalle (siehe 
Anlage 5 zu § 46 Absatz 2 der AwSV). 

Grundsätzlich ist zu überprüfen, ob Anlagen, 
wie z. B. das Gefahrstofflager unter die Lösch-
wasserrückhalterichtlinie (LöRüRL) fallen.  

Werkstattbereich 

Entsprechend der Abwasserverordnung, An-
hang 49 „Mineralölhaltiges Abwasser“, sind 
Kfz-Werkstätten nach Möglichkeit abwasser-
frei zu betreiben. 

Gefahrstofflager 

Nach den vorgelegten Unterlagen sollen ver-
schiedene wassergefährdende Flüssigkeiten 
(Frischware, Altöl, Schmierstoffe, usw.) gela-
gert werden.  

Es ist darzulegen wie die Rückhaltung der Ge-
fahrstoffe gemäß der Verordnung zum Umgang 
mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) ein-
gehalten wird. 

Alle Fässer und Gebinde zur Lagerung wasser-
gefährdender Flüssigkeiten (Öle, Kühl- und 
Frostschutzmittel, etc.) müssen mit Rückhal-
teeinrichtungen versehen sein, die 10 % der 
Gesamtlagermenge und mind. den Inhalt des 
größten Gebindes zurückhalten können (gilt 
nicht für Kleingebindelager mit Einzelbehältern 
bis 20 Liter Inhalt). 

Das Abfüllen/Umfüllen wassergefährdender 
Stoffe muss in Auffangwannen erfolgen. Auf-
saugmaterial (Bindemittel) zur Aufnahme von 
verschütteten Flüssigkeiten und Tropfverlusten 
ist in ausreichender Menge vorzuhalten. 

Fahrzeugbatterien und Batteriesäure sind in 
säurebeständigen Auffangwannen 
bzw. in einem Auffangraum mit säurebeständi-
ger Beschichtung zu lagern. 

 
 

 

Berücksichtigung. 

Ein entsprechender Hin-
weis wurde im Textteil 
des Bebauungsplans 
aufgenommen. 
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Waschhalle/Waschplatte/Waschrampe 

Bei einer maschinellen Fahrzeugreinigungsan-
lage ist zu beachten, dass nur eine Anlage, die 
eine allgemeine bauaufsichtliche Zulassung 
des Deutschen Instituts für Bautechnik (DIBt) 
besitzt, eingebaut werden darf. 

Zur Behandlung von mineralölhaltigem Abwas-
ser (Hochdruckreinigung, Waschplatte) ist eine 
Abscheideranlage erforderlich. 

Salzhalle 

Die Lagerung von Salz (NaCl - Wassergefähr-
dungsklasse (WGK) 1) unterliegt den Anforde-
rungen der AwSV. Die Unterbringung des 
Schüttgutes in einer geschlossenen Halle er-
füllt die Anforderungen des § 26 der AwSV. 
Der Hallenboden ist flüssigkeitsundurchlässig 
auszuführen. 

Soleerzeugung 

Die Soletanks sind doppelwandig auszuführen.  

Solebetankung 

Die Solezapfstellen sind Anlagen zum Abfüllen 
flüssiger wassergefährdender Stoffe. Nach § 
18 Absatz (3) Punkt 2 muss die Anlage ein 
Rückhaltevolumen besitzen, das den größt-
möglichen Volumenstrom bis zum Wirksam-
werden geeigneter Sicherheitsvorkehrungen 
fassen kann. Die Abfüllfläche ist flüssigkeitsun-
durchlässig auszubilden.  

Müllbox 

Bei einer Lagerung von als wassergefährdend 
eingestufter Materialien (wie z. B. Straßenkeh-
richt) sind Lagerbereiche AwSV-konform zu 
planen. 

Druckluft 

Eine Einleitung von Kompressorenkondensat 
in die Kanalisation ist nur zulässig, wenn es 
zuvor über ein Öl-Wasser-Trenngerät (Res-
tentölungsgerät) vorbehandelt wurde. 

Alternativ kann Kompressorenkondensat ge-
sammelt und entsorgt werden (empfiehlt sich 
in der Regel bei geringen Mengen). 

   Straßenbau 

Von Seiten des Amtes für Straßenbau beste-
hen keine Bedenken gegen den o. g. Bebau-
ungsplan. Das Vorhaben wurde mit dem Amt 
abgestimmt. 

 
Kenntnisnahme. 

 
 
Aufgestellt; Stuttgart, 13.11.2020 
ARP 


